
Niederschrift 
 

über die Sitzung des Gemeinderates vom 15.12.2015, im Sitzungsraum des Gemeindeamtes. 

 

Beginn: 20:00 Uhr 

 

Vorsitzender: Bgm. Alois THURNER 

 

Weitere Anwesende: Vbgm. Anton KOLER 

 Gvst.  Anton WÖRZ 

 Gvst.  Christine SCHNEGG 

 Gr. Andreas WITSCH 

 Gr.  Matthias SCHNEGG 

 Gr. Kurt GASTEIGER 

 Gr. Pius FRISCHMANN 

 Gr. Egon GSTREIN 

 Gr. Alfred GRALL 

 Gr.-E. Emil GRALL 

 

Entschuldigt: Gr. Christoph SCHULER 

  

 

Schriftführer: Walter KRAJIC 

 

Zuhörer:  Alexander Schnegg, Anton Koler jun., Nils Kunz, Martin Thurner 

und Karin Ungericht 

 

Bürgermeister Alois Thurner begrüßt die Gemeinderäte, die Zuhörer, eröffnet die Sitzung und 

geht zur Tagesordnung über.  
 

 

 

TAGESORDNUNG 
 

1.  Genehmigung der Sitzungsniederschrift vom 19.11.2015 

2.  Änderung des Flächenwidmungsplanes – neugebildetes Gst. Nr. 3111 in Vorderspadegg 

3.  Änderung des Flächenwidmungsplanes – Teilfläche der Gp. 2064 in Hinterspadegg 

4.  Ansuchen Bienenzüchter Zweigverein  Imst – Verwendung des Gemeindewappens 

5.  Wasserleitungsordnung 

6.  Wasserleitungsgebührenordnung 

7.  Bericht über die Jahresrechnung 2014 der Gemeindegutsagrargemeinschaft 

8.  Anträge, Anfragen und Allfälliges 

9.  Personalangelegenheiten 

 

zu 1.: 
Zur Niederschrift vom 19.11.2015 wird mitgeteilt: 

a) Der Fräsasphalt in der Aushubdeponie wurde entfernt. Der Antrag auf Verwendung der 

Deponiefläche als Zwischenlager  für Asphalt und Baumschnitt ist noch zu erstellen und 

bei der Umweltschutzabteilung einzubringen.  
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b) Bezüglich der Jagd haben 2 Gespräche mit der Familie Conrad stattgefunden und im 

Jänner des kommenden Jahres wird die weitere Vorgangsweise über die zukünftige 

Jagdvergabe festgelegt. 

c) Am kommenden Donnerstag findet in Imst bei den Stadtwerken eine Besprechung 

bezüglich des Breitbandinternetausbaues statt.  

d) Die Verpachtung der Venetalm wurde ausgeschrieben, aber das Interesse war relativ 

gering. Nach den Weihnachtsfeiertagen wird nochmals inseriert.  

e) Von der Abteilung Bodenordnung wurde der Antrag von Josef Schiechtl auf Errichtung 

des Bretterlagers abgelehnt. Gegen diesen Bescheid wurde Beschwerde beim 

Landesverwaltungsgericht eingereicht und die erforderliche Verhandlung durchgeführt. 

Dabei wurde von Josef Schiechtl der Antrag zurückgezogen.  

Nach diesem Bericht wird die Niederschrift vom 19.11.2015 einstimmig genehmigt. 

 

 

zu 2.:  
Sebastian Neurauter möchte nordöstlich des Hauses von Röck Ferdinand ein Wohnhaus 

errichten. Der geplante Bauplatz hat eine Fläche von 744 m² und ragt über die festgelegte 

Siedlungsgrenze im örtlichen Raumordnungskonzept hinaus. Die Größe des Bauplatzes rührt 

daher, da im nordwestlichen Teil ein steiler Hang beim Übergeber bleiben würde und dieser 

Hang nur schwierig zu bearbeiten wäre. Da es Sinn macht, dass diese Restfläche diesem 

Bauplatz zugeschlagen wird, wird vom Gemeinderat eine Änderung des 

Raumordnungskonzeptes und die Änderung des Flächenwidmungsplanes befürwortet. 

Daher wird vom Gemeinderat einstimmig beschlossen: 

a) Im Ortsteil Vorderspadegg wird das örtliche Raumordnungskonzept in der Hinsicht 

geändert, dass bei einer Teilfläche der Gp. Nr. 1950/1 (neue Gp. 3111), KG. Imsterberg 

die maximale Siedlungsgrenze des baulichen Entwicklungsbereiches L08 ausgedehnt  

und die landschaftlichen Freihaltefläche FA1 im Bereich des zuvor beschriebenen 

baulichen Entwicklungsbereiches lt. Änderungsplan ausgedehnt wird. Gleichzeitig 

beschließt der Gemeinderat, gemäß § 70 Abs. 1 TROG 2011, LGBl. Nr. 56/2011, obige 

Änderungen des örtlichen Raumordnungskonzeptes,  wobei dieser Beschluss jedoch nur 

rechtswirksam wird, wenn innerhalb der Auflagefrist keine Stellungnahme zu diesen 

Änderungen von einer hiezu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird.  

 

b) Der Entwurf über die Änderung des Flächenwidmungsplanes, wonach im Ortsteil 

Vorderspadegg eine Teilfläche des Grundstücke Nr. 1950/1 (neue Gp. 3111) im Ausmaß 

von 744 m² von derzeit „Freiland“ in  „Landwirtschaftliches Mischgebiet“ umgewidmet 

werden soll, ist während 4 Wochen im Gemeindeamt Imsterberg zur allgemeinen Einsicht 

aufzulegen. Gleichzeitig beschließt der Gemeinderat, gemäß § 70 Abs. 1, lit. a TROG 

2011, LGBl. Nr. 56/2011, diese Fläche als „Landwirtschaftliches Mischgebiet (§ 40.5 

TROG)“ zu widmen, wobei dieser Beschluss erst dann rechtswirksam wird, wenn 

innerhalb der Auflagefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hiezu 

berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. 

 

 

zu 3.: 
Christian Thurner, Hinterspadegg 8 möchte südöstlich seiner Hofstelle das auf dem 

Grundstück Nr. 2821 bestehende landwirtschaftliche Nebengebäude abreißen und ein neues, 

größeres Nebengebäude mit 2 Stockwerken im Ausmaß von 12 x 7 m errichten. Da der 

Standort des geplanten Gebäudes nur teilweise gewidmet ist, wäre eine Erweiterung der 

Widmung von Teilflächen des Grundstückes 2821 und 2065/1 erforderlich. Die weiters 
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erforderliche Grenzänderung würde im Zuge der Zusammenlegung Vorderspadegg erledigt 

werden.  

Vom Gemeinderat wird dazu einstimmig beschlossen: 

Der Entwurf über die Änderung des Flächenwidmungsplanes, wonach im Ortsteil 

Hinterspadegg eine Teilfläche der Gp. 2821 und 2065/1 von derzeit „Freiland“ in 

„Landwirtschaftliches Mischgebiet (§ 40.5 TROG 2011)“ umgewidmet werden soll, ist 

während 4 Wochen im Gemeindeamt Imsterberg zur allgemeinen Einsicht aufzulegen. 

Gleichzeitig beschließt der Gemeinderat, gemäß § 70 Abs. 1, lit. a TROG 2011, LGBl. Nr. 

56/2011, diese Fläche als „Landwirtschaftliches Mischgebiet (§ 40.5 TROG 2011)“ zu 

widmen, wobei dieser Beschluss erst dann rechtswirksam wird, wenn innerhalb der 

Auflagefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hiezu berechtigten Person oder 

Stelle abgegeben wird. 

Personen, die in der Gemeinde ihren Hauptwohnsitz haben, und Rechtsträgern, die in der Ge-

meinde eine Liegenschaft oder einen Betrieb besitzen, steht das Recht zu, bis spätestens eine 

Woche nach dem Ablauf der Auflagefrist eine schriftliche Stellungnahme zum Entwurf 

abzugeben. 

 

 

 

zu 4.: 
Vom Bienenzüchter Zweigverein Imst wurde ein Antrag auf Verwendung des 

Gemeindewappens eingebracht. Der Bienenzuchtverband möchte ein Rollup mit allen 

Gemeindewappen der unterstützenden Gemeinde anschaffen und bei künftigen 

Veranstaltungen aufstellen. Vom Gemeinderat wird die Genehmigung einstimmig erteilt. 

 

  

 

zu 5.: 

Mit dem Vorstand der Tiwag hat wieder eine Besprechung bezüglich der Kostenbeteiligung 

WVA-Au stattgefunden. Dabei wurde festgelegt, dass die Kosten nochmals mit DI Stroppa 

durchzuarbeiten sind und dann ein Vertragsentwurf erstellt wird. Die 

Wasserrechtsverhandlung wurde für den 17.02.2016 fixiert. Eine Änderung hat es bezüglich 

des Teilstückes vom Bereich Melmer bis zum Sandsilo ergeben. Dieser Bereich wurde von DI 

Feichtinger geplant und ebenfalls eingereicht. Dieser Abschnitt wird von der Gemeinde 

Imsterberg gebaut und anschließend an Imst übergeben.  

Anschließend wird über die Wasserleitungsordnung beraten. 

 

Vom Gemeinderat wird aufgrund der Ermächtigung des § 18 der Tiroler Gemeindeordnung 

2001 – TGO, LGBl. Nr. 36, in der jeweils geltenden Fassung, folgende 

Wasserleitungsordnung einstimmig beschlossen: 

 
§ 1 

Betriebszweck 
Die Gemeindewasserversorgungsanlage dient der Versorgung aller Grundstücke des Gemeinde-
gebietes im erschließbaren Bereich der Anlage mit Trink-, Nutz- und Löschwasser.  
 

§ 2 

Anschluss- und Benützungszwang 
Für alle im erschließbaren Bereich der Wasserversorgungsanlage gelegenen bebauten Grundstücke 
der Gemeinde Imsterberg besteht Anschluss- und Benützungszwang. Der erschließbare Bereich ist 
das Gebiet, das nicht mehr als 100 m vom Ortsnetz (Verteilernetz) der Gemeindewasserver-
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sorgungsanlage entfernt ist. Außerhalb des erschließbaren Bereiches kann die Gemeinde einen 
Anschluss an die Wasserversorgungsanlage privatrechtlich vereinbaren.  
 
Die Gemeinde kann jedoch Grundstücken innerhalb des erschließbaren Bereiches der 
Wasserversorgungsanlage den Anschluss verweigern, wenn die Zweckwidmung der Grundstücke eine 
übermäßige Beanspruchung der Gemeindewasserversorgungsanlage erwarten lässt.  
 

§ 3 

Anmeldung zum Wasserbezug 
Grundstückseigentümer, für die Anschlusspflicht besteht, sind verpflichtet, den Wasserbezug 
schriftlich anzumelden. Grundstückseigentümer, für die Anschlusspflicht nicht besteht, können einen 
schriftlichen Antrag auf Anschluss an die Wasserleitung einbringen. Grundstückseigentümer, die bis 
zur Verlautbarung dieser Wasserleitungsordnung einen Anschluss erhalten oder Wassergebühren 
laufend entrichtet haben, gelten auch weiterhin als anschluss- und wasserbezugspflichtig.  
 
Weder bei der Anmeldung noch im Laufe der Belieferung können seitens der Wasserbezieher 
hinsichtlich einer besonderen Beschaffenheit des Wassers, die über die gesetzlich geregelten 
Parameter für Trinkwasser hinausgeht, oder hinsichtlich eines gewünschten Wasserdrucks Ansprüche 
geltend gemacht werden.  
 

§ 4 

Trennstelle (Übergabestelle) 
Die Trennstelle ist eine gedachte Schnittlinie zwischen der öffentlichen Wasserversorgungsanlage und 
der privaten Wasserleitung des Hausanschlusses.   
Die Trennstelle (samt Absperrvorrichtung) liegt unmittelbar an der Gemeindewasserleitung (ab 
Anbohrkupplung).  
 

§ 5 

Wasseranschluss und Anschlussleitung 
Die Gemeinde oder ein hiezu befugtes und konzessioniertes Unternehmen (unter Aufsicht und 
Absprache mit der Gemeinde) stellt auf Rechnung des Grundstückseigentümers den Anschluss an die 
Gemeindewasserleitung und die Absperrvorrichtung her. Für jedes Gebäude ist nur eine 
Anschlussleitung vorzusehen. Die Anschlussleitung ab der Trennstelle bleibt im Eigentum des 
Anschlusswerbers. Die Dimension der Anschlussleitung und die Art der zu verwendenden Werkstoffe 
werden von der Gemeinde festgelegt. Die Ausführung der Anschlussleitung ab der Absperrvorrichtung 
hat der Grundstückseigentümer durch einen befugten Gewerbetreibenden nach vorheriger Anzeige bei 
der Gemeinde auf eigene Rechnung zu veranlassen. Die Instandhaltung der Anschlussleitung ab der 
Trennstelle obliegt dem Grundstückseigentümer.  
 
Die Anbringung von Hinweisschildern für Armaturen, Hydranten und dergleichen auf Anlagen, Zäunen 
und Objekten des Grundstückseigentümers ist von diesem unentgeltlich zu gestatten.  
 
Die Benützung der Anschlussleitung als Schutzerder für elektrische Anlagen und Geräte ist unzulässig.  
 
Die Gemeinde ist berechtigt, jeden Grundstückseigentümer die Angaben über die 
Grundstücksnummer, Datum der Herstellung des Anschlusses, sowie eine Einmaßskizze anfertigen zu 
lassen. In dieser Einmaßskizze ist die Lage der Anschlussleitung, die Nennweite, der Werkstoff der 
Anschlussleitung, die Art der Abzweigung (z.B. Anbohrung), die Absperrvorrichtungen und die 
Verlegetiefe festzuhalten. Diese Angaben sind unverzüglich nach Erstellung des Hausanschlusses 
dem Gemeindeamt vorzulegen.  
 
Bei Anschlussleitungen, die in gemeinde- oder landeseigenen asphaltierten Grundstücken liegen, 
erfolgt die Wiederherstellung der Asphaltdecke durch die Gemeinde auf Kosten des 
Anschlusswerbers.  
 

§ 6 

Löschwasserversorgung 
Die an das öffentliche Versorgungsnetz angeschlossenen Hydranten dienen in erster Linie 
Feuerlöschzwecken und dürfen nur von geschulten Personen bedient werden.  
Die Wasserentnahme aus Hydranten zu anderen Zwecken als in Punkt 1 (z.B.: Bewässerung von 
Grünanlagen, Reinigen von Fahrzeugen oder Geräten, Besprengen zur Staubminderung udgl.) ist 
generell verboten. 
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Begründete Ausnahmen von dieser Bestimmung bedürfen einer vorherigen zivilrechtlichen 
Vereinbarung mit der Gemeinde.  

 

§ 7 

Wasserlieferung 
Die Wasserlieferung erfolgt grundsätzlich ohne Beschränkung. Nach Hauseintritt ist die Wasserleitung 
mit einem Absperrhahn zu versehen. Alle Ausläufe sind mit Sperrhähnen zu versehen. 
Wasserverschwendungen sind zu vermeiden. Öffentliche Brunnen werden nach Bedarf und 
Wasservorrat beliefert.  
 
Bei einem Wechsel im Eigentum an einem an die Versorgungsleitung angeschlossenen Grundstück 
hat der bisherige Eigentümer den Wasserbezug bei der Gemeinde abzumelden und der neue den 
Wasserbezug anzumelden.  
 
Die Gemeinde wird Betriebseinschränkungen oder eine Einstellung der Wasserlieferung infolge 
Wassermangels, Betriebsstörung oder betriebsnotwendiger Arbeiten nach Möglichkeit vorher bekannt 
geben. In diesem Zusammenhang steht den Wasserabnehmern ein Schadenersatz nicht zu.  
 

§ 8 

Wasserzähler 
Der Wasserverbrauch der einzelnen Objekte wird durch Wasserzähler festgestellt. Für jedes 
Grundstück ist ein Wasserzähler vorgesehen. Die Gemeinde kann für bestimmte Objekte Subzähler 
zulassen.  
 
Die Wasserzähler werden auf Kosten der Gemeinde angeschafft, eingebaut und erhalten und 
verbleiben im Eigentum der Gemeinde. 
 
Die Höhe der Zählergebühr richtet sich nach der Wasserleitungsgebührenverordnung.  
 
Der Grundstückseigentümer hat für den Einbau des Wasserzählers einen geeigneten Platz mit 
ordnungsgemäß funktionierender Absperrung kostenlos zur Verfügung zu stellen. Der Wasserzähler 
ist vom Grundstückseigentümer gegen Beschädigungen, Verschmutzung, Frost und andere 
schädliche Einwirkungen zu schützen. Die Entfernung von Plomben ist verboten. Jede Beschädigung 
von Plomben ist der Gemeinde unverzüglich mitzuteilen.  
Der Wasserzähler muss jederzeit ohne Schwierigkeiten abgelesen und ausgewechselt werden 
können. Ist der Zutritt oder die Ablesung nicht möglich, kann die Gemeinde einen geschätzten 
Verbrauch bis zur Beendigung der Behinderung durch den Grundstückseigentümer annehmen.  
 
Falls vom Grundstückseigentümer die Messgenauigkeit des Wasserzählers angezweifelt wird, kann 
dieser Wasserzähler über Antrag einer Nacheichung zugeführt werden. Ergibt die Nacheichung, dass 
die Messgenauigkeit innerhalb der im Maß- und Eichgesetz festgelegten Fehlergrenze liegt, so trägt 
die dadurch entstandenen Kosten der Grundstückseigentümer, im Übrigen die Gemeinde.  
 

§ 9 

Zutrittsrecht und Auskunftspflicht 
Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, alle für die Feststellung des Wasserverbrauches, die 
Errechnung der Gebühren und die Überprüfung des Zustandes der Anschlussleitung sowie der 
Wasserzähler erforderlichen Auskünfte zu erteilen.  
Die von der Gemeinde mit der Betreuung der öffentlichen Wasserversorgungsanlage beauftragte 
Person (Installateur, Gemeindebediensteter) ist befugt, nach Ausweisung und vorheriger Anmeldung – 
außer bei Gefahr im Verzug - alle Grundstücke, in denen Leitungen verlegt sind, zu betreten. Sie ist 
insbesondere berechtigt, Absperrvorrichtungen zu betätigen und die Betriebsfähigkeit sämtlicher 
Anlagen zu überprüfen.  
 

§ 10 

Gebühren 
Für den Anschluss eines Grundstückes an die Gemeindewasserversorgungsanlage und für den 
laufenden Wasserbezug sowie für die Benützung der Wasserzähler erhebt die Gemeinde Gebühren. 
Art, Fälligkeit und Höhe der Gebühren regelt die Wasserleitungsgebührenverordnung.  
 

§ 11 
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Berechtigte und Verpflichtete 
Die in dieser Verordnung festgelegten Rechte und Pflichten gelten für alle Grundstückseigentümer. Die 
Miteigentümer haften zur ungeteilten Hand. 
 

§ 12 

Strafbestimmungen 
Verstöße gegen diese Verordnung gelten als Verwaltungsübertretung, die gemäß § 18 Abs. 2 der 
Tiroler Gemeindeordnung 2001 – TGO vom Bürgermeister mit einer Geldstrafe bis zu EUR 2.000,00 
bestraft werden können.  
 

§ 13 

Inkrafttreten 
Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages des Anschlages an der Amtstafel der Gemeinde in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die bisher geltende Wasserleitungsordnung außer Kraft. Die bei Inkrafttreten der 
Verordnung wasserrechtlich genehmigten privaten Trinkwasserversorgungsanlagen bleiben davon 
unberührt. 

 

 

 

zu 6.: 
Vom Gemeinderat wird aufgrund der Ermächtigung des § 15 Abs. 3 Z. 4 des 

Finanzausgleichsgesetzes 2008 - FAG 2008, BGBl. I Nr. 103/2007, in der jeweils geltenden 

Fassung, folgende Wasserleitungsgebührenverordnung beschlossen: 
 

 

§ 1 

Einteilung der Gebühren 
1. Zur Deckung der Kosten der Errichtung der Gemeindewasserversorgungsanlage und zur Deckung 
der Instandhaltungs-, Erneuerungs-, Betriebs- und Verwaltungskosten erhebt die Gemeinde für den 
Anschluss eines Grundstückes an die Wasserversorgungsanlage eine Anschlussgebühr und für den 
laufenden Wasserbezug eine Wasserbenützungsgebühr sowie für die Bereitstellung von 
Wasserzählern eine Zählergebühr. 
 
2. Im Falle der Errichtung von Anlageteilen, die zur Verbesserung der Wasserversorgungsanlage des 
gesamten Versorgungsgebietes dienen, wie z. B.: die Errichtung von Hochbehältern, neuen 
Quellfassungen, Tiefbrunnen, Pumpanlagen, neuen Wasserleitungen, einer Enthärtungsanlage und 
dergleichen, kann die Gemeinde eine Erweiterungsgebühr vorschreiben. 
 
3. Das Entgelt für die Durchführung des Anschlusses und der Anschlussleitung gemäß den 
Bestimmungen der Wasserleitungsordnung wird gesondert vorgeschrieben. 

 

§ 2 

Entstehung der Gebührenpflicht 
1. Die Pflicht zur Entrichtung der Anschlussgebühr entsteht mit dem Zeitpunkt des tatsächlichen 
Anschlusses des Grundstückes an die Gemeinde-wasserversorgungsanlage. Bei Zu- und Umbauten 
und bei Wiederaufbau von abgerissenen Gebäuden entsteht die Gebührenpflicht zum Zeitpunkt des 
Baubeginns, jedoch nur insoweit, als die neue Bemessungsgrundlage den Umfang der früheren 
übersteigt. 
 
2. Die Pflicht zur Entrichtung der Erweiterungsgebühr entsteht mit dem tatsächlichen Anschluss der 
Erweiterungsanlage an die bestehende Wasserversorgungsanlage. 
 
3. Die Pflicht zur Entrichtung der laufenden Wasserbenützungsgebühr und der Zählergebühr entsteht 
mit dem Zeitpunkt des erstmaligen Wasserbezuges. 

 

§ 3 

Bemessungsgrundlage und Höhe der Anschlussgebühr 
1. Bemessungsgrundlage für die Anschlussgebühr ist die Baumasse gemäß § 2  
Abs. 5 des Tiroler Verkehrsaufschließungsabgabengesetzes 2011 – TVAG 2011, LGBl. Nr. 58, sofern 
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keine Ausnahme im Sinne des Abs. 3 vorliegt. Bei landwirtschaftlichen Wirtschaftsgebäuden und 
entsprechend genutzten Gebäudeteilen ist die tatsächlich vorhandene Baumasse zu halbieren und 
diese als Bemessungsgrundlage heranzuziehen, sofern keine Ausnahme im Sinne des Abs. 3 vorliegt. 
Im Falle von Gebäuden oder Gebäudeteilen für Laufställe ist die tatsächliche Baumasse nur zu einem 
Viertel anzurechnen. 
 
2. Die Anschlussgebühr beträgt EUR 1,20 pro m³ der Bemessungsgrundlage;  
Beim Anschluss unverbauter Grundstücke oder Kleingebäuden  an die 
Gemeindewasserversorungsanlage wird für die Berechnung der Anschlussgebühr eine fiktive 
Baumasse gemäß § 2 Abs. 4 TVAG von 300 m³ angenommen. Diese Baumasse bzw. die Differenz 
der fiktiven Baumasse und der Baumasse eines Kleingebäudes wird für die Berechnung einer 
späteren Anschlussgebühr in Abzug gebracht.  
 
3. Von der Anschlussgebühr ausgenommen sind: 
• Scheunen in Holzbauweise, Tennen in Holzbauweise, Städel in Holzbauweise, Silos und Fahrsilos, 
begehbare und nicht begehbare Folientunnels, jedoch nur, sofern diese nicht mit einem 
Wasseranschluss ausgestattet werden, 
• Bienenhäuser, Hundezwinger, Gartenhäuser, jedoch nur, sofern diese nicht mit einem 
Wasseranschluss ausgestattet werden, 
• überdachte Holzunterstände (Holzlegen) und Schuppen, die zur Gänze aus Holz errichtet werden 
(kein Mauerwerk) und ausschließlich der Lagerung von Holz dienen - nicht umfasst von dieser 
Ausnahme sind jedoch Nebengebäude wie Geräteschuppen, Garagen, Carports (sofern eine 
Baumasse im Sinne des Abs. 1 gegeben ist); 
 
4. Verlieren landwirtschaftliche Wirtschaftsgebäude und entsprechend genutzte Gebäudeteile diesen 
Verwendungszweck durch bauliche Änderungen, so gilt dies als Vergrößerung der Baumasse im 
Ausmaß der Hälfte, im Falle von Gebäuden oder Gebäudeteilen für Laufställe im Ausmaß von drei 
Vierteln, der tatsächlichen Baumasse. Als Vergrößerung der Baumasse nach Abs. 1 gilt weiters eine 
Änderung des Verwendungszweckes von Gebäuden, für die eine Anschlussgebühr nach Abs. 3 bisher 
nicht entrichtet wurde.  
 

 

§ 4 

Bemessungsgrundlage und Höhe der Wasserbenützungsgebühr 
1. Die Bemessung der Wasserbenützungsgebühr erfolgt nach dem tatsächlichen 
Wasserbezugsverbrauch laut Wasserzähler.  
 
2. Störungen oder Beschädigungen der Wasserzähler sind der Gemeinde unverzüglich anzuzeigen. 
Ergibt eine Prüfung durch die Gemeinde, dass ein Wasserzähler außer Funktion ist, so ist die 
Gemeinde berechtigt, einen geschätzten Verbrauchswert des betreffenden Zeitabschnittes der 
Vorjahre zu Grunde zu legen wobei ein Wechsel in der Anzahl der Personen zu berücksichtigen ist. 
 

3. Die Wasserbenützungsgebühr beträgt EUR 0,59 und nach Ablesung im September 2016 EUR 

0,63 je m³ Wasserverbrauch. 
 
4. Ist der für die Berechnung der Wasserbenützungsgebühr maßgebende Wasserbezug geringer als 
50 m³ pro Jahr, so wird der Gebührenberechnung eine Mindestmenge von 50 m³ zugrunde gelegt. Bei 
der Berechnung der Mindestmenge werden Anschlüsse die in unmittelbarem Zusammenhang mit dem 
Hauptanschluss stehen (z.B. Garten, Stall etc.) zusammengezählt.  
 

§ 5 

Bemessengrundlage und Höhe der Zählergebühr 
Für die Benützung, Wartung und Kontrolle des Wasserzählers ist eine laufende Gebühr zu entrichten. 
Die Gebühr dafür beträgt pro Jahr wie folgt: 
 3 m³ Zähler € 8,70 
 7 m³ Zähler € 16,15 
 20 m³ Zähler € 24,50 

 

§ 6 

Bemessungsgrundlage und Höhe der Erweiterungsgebühr 
1. Als Bemessungsgrundlage für die Erweiterungsgebühr gilt § 3 Abs. 1 und 3 sinngemäß. 
2. Die Höhe der Erweiterungsgebühr wird vom Gemeinderat festgesetzt. 
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§ 7 

Vorschreibung der Gebühren 
1. Die Gebühren sind bescheidmäßig vorzuschreiben. 
2. Auf Basis des Vorjahresverbrauches werden für das laufende Jahr Vorauszahlungen 
vorgeschrieben. Die Vorauszahlungen sind am 15.02., 15.05. und 15.08. fällig. 
3. Ist der Vorjahresverbrauch noch nicht bekannt, so kann dieser im Schätzungswege ermittelt 
werden. 
4. Im September/Oktober wird die Wassergebühr aufgrund des tatsächlichen Wasserverbrauches 
abgerechnet. Die bereits geleisteten Vorauszahlungen werden in Abzug gebracht. 
5. Die Zählergebühr wird mit dem Jahresbetrag mit Fälligkeit 15.05. vorgeschrieben. Im Jahre des 
erstmaligen Zählereinbaues wird die Zählermiete aliquot mit Beginn des auf den Einbau folgenden 
Monats mit 1/12 des Jahresbetrages berücksichtigt. 
 

§ 8 

Gebührenschuldner 
Zur Entrichtung der Gebühren sind die Eigentümer der angeschlossenen Grundstücke verpflichtet. Die 
Miteigentümer haften zur ungeteilten Hand. 
 

§ 9 

Gesetzliches Pfandrecht 
Gemäß § 13 des Tiroler Abgabengesetzes – TAbgG, LGBl. Nr. 97/2009, haftet für einmalige und 
laufende Gebühren im Zusammenhang mit der Benützung von Wasserversorgungsanlagen samt 
Nebenansprüchen auf jenem Grundstück (Bauwerk, Baurecht), auf das sich die Benützungsgebühr 
bezieht und dessen Eigentümer zur Entrichtung dieser Gebühr verpflichtet ist, ein gesetzliches 
Pfandrecht.  
 

§ 10 

Umsatzsteuer 
In den festgesetzten Gebühren ist die jeweils geltende Umsatzsteuer (derzeit 10% USt.) enthalten.  
 

§ 11 

Verfahrensbestimmungen 
Für das Verfahren gelten die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung – BAO in Verbindung mit 
dem Tiroler Abgabengesetz – TAbgG in der jeweils geltenden Fassung. 

 

§ 11 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages des Anschlages an der Amtstafel der Gemeinde in 

Kraft. Gleichzeitig tritt die bisher geltende Wasserleitungsgebührenverordnung außer Kraft.  

 

 

 

zu 7.:  

Die Jahresrechnung 2014 und der Voranschlag 2015 für die Gemeindegutsagrargemeinschaft 

Imsterberg wird den Gemeinderäten wie in Beilage A angeführt zur Kenntnis gebracht.  

Vom 1. Rechnungsprüfer wurde die Jahresrechnung 2014 am 23.06.2015 überprüft und 

folgende Bestände aufgenommen: 

 

Anfangsbestand per 01.01.2014: 

Girokonto bei der Raika Arzl-Imsterberg   

IBAN AT58 3620 7000 0012 0691,  € 35.135,48 

Sparbuch bei der Raika Arzl-Imsterberg,  

Nr. 30.152.334 € 10,24 

Darlehen IBAN AT05 3620 7000 2013 0126 € -22.358,36 

Anfangsbestand € 12.787,36 
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Ertrag 2014 € 314.912,24 

Aufwand 2014 € 349.954,83 

Verlust 2014 € -35.042,59 

Anfangsstand 2014 € 12.787,36 

-Verlust 2014 € -35.042,59 

Endbestand € -22.255,23 

 

Kassenendbestand per 31.12.2014 

Girokonto bei der Raika Arzl-Imsterberg, Ausz. Nr. 99  

IBAN AT58 3620 7000 0012 0691, vom 31.12.2014 € 412,56 

Sparbuch bei der Raika Arzl-Imsterberg,  

Nr. 30.152.334 € 10,24 

Darlehen IBAN AT05 3620 7000 2013 0126  € -22.678,03 

Endbestand € -22.255,23 

 

Somit ist Übereinstimmung gegeben. 

 

In Abwesenheit des Bürgermeisters wird vom Gemeinderat die Jahresrechnung 2014 und der 

Voranschlag 2015 der Gemeindegutsagrargemeinschaft Imsterberg einstimmig genehmigt. 

  

Gr. Egon Gstrein fragt wegen Stand und Kosten für die Planung der Venetalm an und diese 

Frage wird auf Grund der Abwesenheit des Bürgermeisters nicht beantwortet. 

 

 

 

zu 8.: 
a) Für die Silvestersammlung der Musikkapelle stellen sich nachfolgende Gemeinderäte zur 

Verfügung: Anton Wörz, Christine Schnegg, Matthias Schnegg, Kurt Gasteiger, Anton 

Koler (1/2 Tag) Alfred Grall und Alois Thurner  

 

b) Als Termin für die Jahresabschlussfeier wird Donnerstag der 07.01.2016 vereinbart. Die 

Feier findet heuer im Gasthaus Alpenrose statt.  

 

c) Gr. Alfred Grall schlägt die Errichtung einer weiteren Ausweiche beim Gemeindeweg 

nach Schönwies unterhalb beim Erinnerungskreuz Maier vor.  

 

d) Gvst. Christine Schnegg berichtet über die die Sitzung des Sozialsprengels vom 

25.11.2015. Die Familienhelferinnen seien gut ausgelastet und im kommenden Jahr ist 

die Anschaffung eines neuen EDV-Programmes erforderlich. Dabei wird vom Land ein 

Zuschuss von 30 % gewährt. Der Rest ist von den beteiligten Gemeinden aufzubringen.

  

e) Emil Grall bringt vor, dass im Zuge der Neuverlegung der Wasserleitung in der Imsterau 

auch die Tiwag um die Verkabelungen der Hausanschlussleitungen im Unterhof ersucht 

werden sollte.  

 

f) Gr. Egon Gstrein gibt bekannt, dass er aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr in der 

Lage ist die Zufahrtsstraße zur Garage zu räumen und fragt an, ob der Schneepflug der 

Gemeinde diese Arbeiten gegen Bezahlung mitmachen könnte.   
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g) Dem Gemeinderat werden die Anträge von Sonja Suchentrunk auf Errichtung einer 

Kinderkrippe und die Errichtung einer Wohnstraße in der Siedlung Landacker zur 

Kenntnis gebracht. Für die Kinderkrippe sollte der Bedarf in Imsterberg erhoben werden. 

 

 

 

zu 9.: 
Vom Gemeinderat wird einstimmig beschlossen, diesen Punkt unter Ausschluss der 

Öffentlichkeit zu beraten und daher wird darüber eine eigene Niederschrift angefertigt. 

 

 

Ende: 22:20 Uhr  

 

 

Mitglieder des Gemeinderates:     Der Bürgermeister: 

 

 

 

 

 

 

 

Der Schriftführer: 


